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Auch in diesem Jahr treten zum Jahreswechsel steuerliche Gesetzesänderungen ein, über 
deren wichtigste Auswirkungen wir Sie in diesem gesonderten 
Mandanteninformationsschreiben informieren möchten. Daneben möchten wir Sie auch 
über eine Reihe von steuerlichen Änderungen in der Rechtsprechung und 
Verwaltungspraxis sowie über aktuelle Steuer- und Bilanzierungsfragen zum 
Jahreswechsel informieren, die ggf. einen Anpassungs- und steuerlichen 
Gestaltungsbedarf erforderlich machen könnten. 

A. Gesetzesänderungen zum Jahreswechsel 

Änderungen im HGB durch das BilRUG 
Nach der Zustimmung des Bundesrats ist das Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetz (BilRUG) 
am 23.07.2015 in Kraft getreten. Seine Änderungen sind für Geschäftsjahre, die nach dem 
31.12.2015 beginnen, anzuwenden. Da sich ggf. Anpassungen bei der laufenden 
Buchführung und beim Kontenrahmen ergeben, sind die Auswirkungen des BilRUG bereits 
zu Jahresbeginn 2016 zu beachten. 
Im Wesentlichen ergeben sich folgende Änderungen: 

Schwellenwerte Größenklassen 
Die Schwellenwerte für die Größenklassen von Kapitalgesellschaften und die Befreiung 
von der Konzernbilanzierung werden erhöht und betragen für den Einzelabschluss: 
 Kleinst Klein Mittel Groß 
Bilanzsumme in Mio. € ≤ 0,35 (≤ 4,84) 

≤ 6 
(≤ 19,25) 
≤ 20 

(> 19,25) 
> 20 

Umsatz in Mio. € 
≤ 0,7 

(≤ 9,68) 
≤ 12 

(≤ 38,5) 
≤ 40 

(> 38,5) 
> 40 

Mitarbeiter ≤ 10 ≤ 50 ≤ 250 > 250 
() = Die Klammerwerte gelten aktuell. 

Die Bilanzsumme setzt sich künftig aus allen Posten der Aktivseite, ausschließlich eines 
Fehlbetrags, einschließlich latenter Steuern zusammen. Durch Bilanzierungswahlrechte 
bei den latenten Steuern ergibt sich Gestaltungspotenzial für die Bilanzsumme. 
Für Konzernabschlüsse gelten die folgenden Grenzwerte für die größenabhängige 
Befreiung: 
 Bruttomethode Nettomethode 
Bilanzsumme in Mio. € (> 23,1) 

> 24 
(> 19,25) 

> 20 
Umsatz in Mio. € (> 46,2) 

> 48 
(> 38,5) 

> 40 
Mitarbeiter > 250 > 250 

() = Die Klammerwerte gelten aktuell. 

Die Regelungen zu den Schwellenwerten, die grundsätzlich erstmals auf Jahres- und 
Konzernabschlüsse für das Geschäftsjahr 2016 anzuwenden sind, können freiwillig 
vorzeitig für die Geschäftsjahre 2014 und 2015 angewendet werden, wenn auch die neuen 
Vorschriften zu den Umsatzerlösen beachtet werden.  

Einschränkung bei den sonstigen betrieblichen Erträgen 
Künftig gehören zu den Umsatzerlösen alle Erlöse aus dem Verkauf und der Vermietung 
oder Verpachtung sowie Lizensierung von Produkten sowie aus der Erbringung von 
Dienstleistungen. Es kommt nicht mehr darauf an, dass es sich um typische Umsätze 
handelt. Damit fallen künftig weniger sonstige betriebliche Erträge an. Beispielsweise 
gehören dann Erlöse aus der Kantine und aus nicht betrieblichen Mieterträgen zu den 
Umsatzerlösen. 
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Der Umfang der Umsatzerlöse wird sich daher erhöhen. Die sonstigen betrieblichen Erträge entfallen aber 
nicht. Weiterhin fallen Erlöse aus Anlagenverkäufen oder Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen 
darunter. 
Auf die Abweichungen ist bei der erstmaligen Anwendung im Anhang oder Konzernanhang hinzuweisen und 
der Betrag anzugeben, der sich für das Vorjahr bei Anwendung der Neudefinition ergeben hätte. 
Dier Buchungsanweisungen und Kontenrahmen sind bereits zu Jahresbeginn 2016 anzupassen. 

Wegfall außerordentlicher Posten 
Eine weitere Änderung im Aufbau der Gewinn- und Verlustrechnung ergibt sich durch die Streichung der 
außerordentlichen Posten, die künftig auch zu den Umsatzerlösen gehören. Dafür sind im Anhang jeweils der 
Betrag und die Art der einzelnen Erträge und Aufwendungen von außergewöhnlicher Größenordnung oder 
außergewöhnlicher Bedeutung, soweit die Beträge nicht von untergeordneter Bedeutung sind, anzugeben. 
Eine Erläuterung ist nicht nötig. 

Abschreibung von Geschäfts- und Firmenwert 
Entgeltlich erworbene Geschäfts- oder Firmenwerte und selbst geschaffene immaterielle 
Vermögensgegenstände des Anlagevermögens werden während der Nutzungsdauer abgeschrieben. Kann 
die Nutzungsdauer ausnahmsweise nicht verlässlich geschätzt werden (Prüfung an jedem Abschlussstichtag), 
erfolgt die Abschreibung über zehn Jahre. Bei verlässlicher Schätzung ist die betriebsgewöhnliche 
Nutzungsdauer zugrunde zu legen. Es gibt eine entsprechende Angabepflicht im Anhang. 
Neue Ausschüttungssperre bei phasengleicher Gewinnvereinnahmung 
Künftig sind nur die Beträge ausschüttbar, die bereits als Gewinnanteil liquide eingegangen sind oder auf die 
ein Zahlungsanspruch besteht. Liegen die Voraussetzungen nicht vor, so besteht eine Ausschüttungssperre 
durch Rücklagenbildung. 
Änderungen bei den Anhangangaben 

§ Geänderte Restlaufzeitangaben bei Verbindlichkeiten: Künftig ist nicht nur der Betrag der 
Verbindlichkeiten bis zu einem Jahr, sondern auch der Betrag der Restlaufzeit von mehr als einem 
Jahr bei jedem gesondert ausgewiesenen Posten zu vermerken. 

§ Neuregelungen zu den Haftungsverhältnissen nach § 251 HGB: Bei Verbindlichkeiten und 
Haftungsverhältnissen, die nicht auf der Passivseite ausgewiesen sind, sind Angaben im Anhang zu 
machen. Ein Ausweis unter der Bilanz ist für Kapitalgesellschaften nicht mehr möglich. 

§ Risiken und Vorteile von Geschäften, die nicht in der Bilanz enthalten sind, sind mit ihren 
Auswirkungen auf die Finanzlage anzugeben, soweit die Risiken und Vorteile wesentlich sind und die 
Offenlegung für die Beurteilung der Finanzlage erforderlich ist. 

§ Änderung der Reihenfolge von Anhangsangaben (analog Bilanz- und GuV-Gliederung) und 
erweiterter Umfang von Anhangsangaben mit fünf neuen Angabepflichten: erweiterte Angaben zu 
latenten Steuern, außergewöhnlichen und periodenfremden Aufwendungen und Erträgen, 
Vorgängen von besonderer Bedeutung nach Schluss des Geschäftsjahres, Ergebnisverwendung). 

§ Kleine Kapitalgesellschaften werden durch Ausweitung der größenabhängigen 
Befreiungsvorschriften stärker von Anhangsangaben entlastet. Die wesentlichen wegfallenden 
Angaben bei kleinen Kapitalgesellschaften sind: 

o Nicht geleisteter Betrag der im Handelsregister eingetragenen Einlage 
o Währungsumrechnung 
o Ergebnisbelastung durch Steuern 
o Mitglieder des Geschäftsführungsorgans 
o Name, Sitz und Rechtsform der Unternehmen, deren unbeschränkt haftender Gesellschafter 

die Gesellschaft ist 
o Persönlich haftender Gesellschafter von Personengesellschaften 
o Bewertungsangaben zu Pensionsverpflichtungen 
o  Risiko der Inanspruchnahme von Haftungsverhältnissen 
o Ausschüttungssperre i.S.d. § 268 Abs. 8 HGB 

Weitere Änderungen 
§ Künftig ist im Lagebericht auch einzugehen auf Finanzinstrumente, Forschung und Entwicklung, 

Zweigniederlassungen, Vergütungsbericht.  
§ Im einleitenden Teil des Jahresabschlusses wird die Angabe der Firma, des Sitzes, des 

Registergerichtes und der Nummer, unter der die Gesellschaft in das Handelsregister eingetragen 
ist, gefordert. Befindet sich die Gesellschaft in Liquidation, ist auch diese Tatsache dort anzugeben. 

§ Pflichtausweis des Gewinn- und Verlustvortrages in der Bilanz. Nur Kapitalgesellschaften dürfen die 
Angabe auch weiterhin im Anhang zeigen. 
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§ Einschränkung der Befreiungsmöglichkeit für Kleinstkapitalgesellschaften: Diese dürfen nicht mehr 
angewandt werden bei Investmentgesellschaften, Unternehmensbeteiligungsgesellschaften und 
Beteiligungsholdings. 

Hinweis 
Im Gesetzgebungsverfahren hat der Bundestag die Bundesregierung aufgefordert, den Abzinsungssatz für die 
Berechnung der Rückstellungen angesichts des sehr niedrigen Zinsniveaus kurzfristig zu überprüfen und 
anzupassen. 

Bürokratieentlastungsgesetz ab 2016 
Mit dem Bürokratieentlastungsgesetz will die Bundesregierung insbesondere die mittelständische Wirtschaft 
von Bürokratie entlasten. Die wesentlichen Inhalte sind: 
· Einzelkaufleute, die an den Abschlussstichtagen von zwei aufeinander folgenden Geschäftsjahren nicht 

mehr als jeweils 500.000 € Umsatzerlöse und jeweils 50.000 € Jahresüberschuss aufweisen, sind 
handelsrechtlich von der Bilanzierung und der Pflicht zur Aufstellung eines Jahresabschlusses befreit 
(§ 241a HGB). Mit Wirkung ab 2016 werden diese Beträge um 20 % auf 600.000 € bzw. 60.000 € erhöht. 

· Im Gleichlauf zum Handelsrecht werden – ebenfalls mit Wirkung ab 2016 – auch die Schwellenwerte der 
steuerlichen Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten für gewerbliche Unternehmer sowie Land- und 
Forstwirte auf 600.000 € (Umsatz) und 60.000 € (Gewinn) erhöht. Wer die in 2015 gültigen Umsatz- und 
Gewinngrenzen überschreitet, aber die neuen Schwellenwerte in 2016 unterschreitet, wird vom Finanzamt 
keine Mitteilung über den Beginn der Buchführungspflicht erhalten. 

· Benennung des Wirtschaftsguts als Voraussetzung für einen Investitionsabzugsbetrag nicht mehr 
erforderlich: Kleine und mittlere Betriebe können ihren Gewinn um einen Investitionsabzugsbetrag 
mindern, wenn sie künftig z. B. Maschinen oder Betriebs- und Geschäftsausstattung anschaffen. Für das 
Jahr 2016 bedarf es dafür erstmals nicht mehr der genauen Bezeichnung der Investition. 

· Durch das Faktorverfahren soll bei Ehegatten oder Lebenspartnern in der Steuerklassenkombination IV/IV 
der individuell zutreffende Lohnsteuerabzug erzielt werden. Der Faktor hat zurzeit eine Gültigkeit von bis 
zu einem Kalenderjahr. Zukünftig soll der Faktor bis zu zwei Kalenderjahre gültig sein. Aufgrund der noch 
erforderlichen technischen Umsetzung wird das Bundesministerium der Finanzen den erstmaligen 
Anwendungszeitpunkt dieser Regelung noch per Verwaltungsschreiben festlegen. 

· Wird ein Arbeitnehmer nur kurzfristig beschäftigt, kann der Arbeitgeber die Lohnsteuer mit einem 
Pauschsteuersatz von 25 % des Arbeitslohns erheben. Das Verfahren zum Abruf der elektronischen 
Lohnsteuerabzugsmerkmale muss er dann nicht berücksichtigen. Eine kurzfristige Beschäftigung liegt vor, 
wenn der Arbeitnehmer beim Arbeitgeber gelegentlich, nicht regelmäßig wiederkehrend beschäftigt wird, 
die Dauer der Beschäftigung 18 zusammenhängende Arbeitstage nicht übersteigt und der Arbeitslohn 
während der Beschäftigungsdauer 62 € durchschnittlich je Arbeitstag nicht übersteigt. Schon mit Wirkung 
ab dem Veranlagungszeitraum 2015 wird der Betrag von 62 € auf 68 € erhöht. Hintergrund ist der 
gesetzliche Mindeststundenlohn von 8,50 €. 

· Kirchensteuerabzugsverpflichtete, z. B. Kapitalgesellschaften, müssen zur Vornahme des 
Kirchensteuerabzugs auf Kapitalerträge jährlich die KiStAM (Kirchensteuerabzugsmerkmale) beim 
Bundeszentralamt für Steuern elektronisch abfragen. Zuvor müssen sie die Schuldner der 
Kapitalertragsteuer – bei Kapitalgesellschaften die Anteilseigner – über den Abruf informieren, damit diese 
gegebenenfalls einen Sperrvermerk setzen können. Diese jährliche Informationspflicht wird nun 
umgewandelt in eine einmalige Information während der Dauer der rechtlichen Verbindung. Die 
Information hat vor der Abfrage der KiStAM und schriftlich oder in geeigneter Form zu erfolgen. 

· Existenzgründer werden von Auskünften zu statistischen Zwecken u. a. im Bereich Dienstleistungen, 
produzierendes Gewerbe, Handel und Beherbergung befreit. Im Kalenderjahr der Betriebseröffnung und in 
den beiden folgenden Kalenderjahren besteht dann keine Auskunftspflicht, wenn das Unternehmen im 
letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr einen Umsatz von weniger als 800.000 € erwirtschaftet hat. Bei 
Gesellschaften müssen alle Gesellschafter Existenzgründer sein, um sich auf die Befreiung von der 
Auskunftspflicht berufen zu können. Dabei gilt als Existenzgründer, wer eine gewerbliche oder 
freiberufliche Tätigkeit in Form einer Neugründung, einer Übernahme oder einer tätigen Beteiligung aus 
abhängiger Beschäftigung oder aus der Nichtbeschäftigung heraus aufnimmt. 

Entlastungen für Arbeitnehmer und Familien in 2015 und 2016 
Nachdem der Bundesrat dem Gesetz zur Anhebung des Grundfreibetrags, des Kinderfreibetrags, des 
Kindergeldes und des Kinderzuschlags zugestimmt hat, sind verschiedene Entlastungen in Kraft getreten. Im 
Wesentlichen enthält das Gesetz folgende Änderungen, die bereits teilweise rückwirkend für 2015 gelten: 

Grundfreibetrag 
· Anhebung ab 01.01.2015 von 8.354 € um 118 € auf 8.472 € 
· Anhebung ab 01.01.2016 um weitere 180 € auf 8.652 € 
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Die Anhebung des Grundfreibetrags für 2015 wird zusammengefasst bei der Lohnabrechnung für Dezember 
2015 berücksichtigt. 

Kinderfreibetrag (bei Ehegatten im Fall der Zusammenveranlagung aktuell 7.008 € einschl. Freibetrag für 
Betreuung und Erziehung oder Ausbildung): 
· Anhebung ab 01.01.2015 um 144 € auf 7.152 € 
· Anhebung ab 01.01.2016 um weitere 96 € auf 7.248 € 

Kindergeld: 
· Anhebung ab 01.01.2015 um 4 € monatlich je Kind (aktuell 184 € für das erste und zweite Kind, 190 € für 

das dritte Kind und 215 € für das vierte Kind und weitere Kinder) 
· Anhebung ab 01.01.2016 um weitere 2 € monatlich je Kind 
Das höhere Kindergeld soll ab September 2015 ausgezahlt werden. Die Erhöhung für 2015 wird ab Oktober 
2015 in einem Betrag nachgezahlt. Das höhere Kindergeld wird automatisch gezahlt. Ein besonderer Antrag 
ist nicht erforderlich. 

Kinderzuschlag für Geringverdiener (aktuell max. 140 € monatlich): 
· Anhebung ab 01.07.2016 um 20 € monatlich. 

Entlastungsbetrag für Alleinerziehende: 
· Anhebung ab 01.01.2015 von 1.308 € um 600 € auf 1.908 € sowie um 240 € für jedes weitere Kind. 
Die Anhebung des Entlastungsbetrags wird für 2015 ebenfalls insgesamt bei der Lohnabrechnung für 
Dezember 2015 berücksichtigt. Der für das zweite und weitere Kinder zu berücksichtigende Erhöhungsbetrag 
von jeweils 240 € kann im Lohnsteuerermäßigungsverfahren 2015 geltend gemacht werden. Hierzu ist ein 
entsprechender Antrag beim Wohnsitzfinanzamt zu stellen. 

Unterhaltshöchstbetrag 
Der Unterhaltshöchstbetrag wird für 2015 auf 8.472 € (bisher: 8.354 €) erhöht. Im Jahr 2016 steigt er auf 
8.652 €. Die Erhöhung entspricht der Anhebung des Grundfreibetrags und führt dazu, dass künftig höhere 
Unterhaltsleistungen steuerlich berücksichtigt werden können. 

Nichtanrechnung der Kindergelderhöhung 2015 auf andere Leistungen 
Die rückwirkende Kindergelderhöhung des Jahres 2015 wird nicht auf Sozialleistungen und den 
zivilrechtlichen Kindesunterhalt angerechnet. 

Neue Beitragsbemessungsgrenzen in der Sozialversicherung ab 2016 
Ab dem 01.01.2016 gelten folgende Werte in der Sozialversicherung: 

 2016 
monatlich 

€ 

2015 
monatlich 

€ 

2016 
jährlich 

€ 

2015 
jährlich 

€ 
West 
Krankenversicherung, 
Pflegeversicherung 

4.237,50 4.125,00 50.850,00 49.500,00 

Rentenversicherung, 
Arbeitslosenversicherung 

6.200,00 6.050,00 74.400,00 72.600,00 

Ost 

Krankenversicherung, 
Pflegeversicherung 

4.237,50 4.125,00 50.850,00 49.500,00 

Rentenversicherung, 
Arbeitslosenversicherung 

5.400,00 5.200,00 64.800,00 62.400,00 

Die für die Beurteilung der Krankenversicherungspflicht geltenden Jahresarbeitsentgeltgrenzen betragen für 
die bei einer gesetzlichen Krankenkasse versicherten Arbeitnehmer 56.250,00 €. 

Sachbezugswerte 2016 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat jährlich den Wert der Sachbezüge nach dem tatsächlichen 
Verkehrswert anzupassen und dabei eine möglichst weitgehende Übereinstimmung mit den Regelungen des 
Steuerrechts sicherzustellen. Die Werte für Verpflegung und Unterkunft werden daher jährlich an die 
Entwicklung der Verbraucherpreise angepasst. Auf dieser Grundlage wurde der Wert für Verpflegung von 
monatlich 229 € auf 236 € (Frühstück auf 1,67 € täglich, Mittag- und Abendessen auf jeweils 3,10 € täglich) 
angehoben. Der Wert für Mieten und Unterkunft hat sich gegenüber dem Vorjahr mit 223,00 € nicht verändert. 
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Arbeitgeberversicherung - Neue Umlagesätze ab dem 01.09.2015 
Die Minijob-Zentrale hat mitgeteilt, dass sich die Umlagesätze zur Arbeitgeberversicherung seit dem 
01.09.2015 verändert haben: 

§ Umlage 1: 1,00 %, bis 31.8.2015 0,70 % 
§ Umlage 2: 0,30 %, bis 31.8.2015 0,24 %. 

Die Erstattungsleistungen betragen unverändert 80 % (U1) bzw. 100 % (U2). 
Wenn der Minijob-Zentrale ein Dauer-Beitragsnachweis vorliegt, wird dieser ab dem Beitragsmonat 
September 2015 automatisch angepasst. Es ist nichts weiter zu unternehmen, es sei denn, die Höhe der 
abzuführenden Abgaben ändert sich aus einem anderen Grund. 
Falls die Abgaben monatlich überwiesen werden und deshalb ein Dauerauftrag bei der Bank eingerichtet ist, 
muss dieser erstmals zur Fälligkeit am 28. September 2015 abgeändert werden. Wenn Sie der Minijob-
Zentrale ein SEPA-Basislastschriftmandat erteilt haben, bucht diese die fälligen Abgaben unter 
Berücksichtigung der neuen Umlagesätze rechtzeitig zum jeweiligen Fälligkeitstermin ab. Es muss hierzu 
nichts veranlasst werden. 
Privathaushalte müssen keine Änderungen vornehmen; die Minijob-Zentrale übernimmt die Berechnung. 

Hinzuverdienstgrenzen bei Renten 
Unbegrenzt hinzuverdienen darf ein Rentner nur, wenn er die Regelaltersgrenze erreicht hat. Die 
Regelaltersgrenze liegt für Versicherte, die bis einschließlich 31.12.1946 geboren sind, bei 65 Jahren. Für 
Versicherte, die ab dem 01.01.1947 geboren sind, wird die Regelaltersgrenze schrittweise bis auf 67 Jahre 
angehoben. 
Für alle anderen Rentner sind die Hinzuverdienstgrenzen zu beachten, die sich jährlich mit der Anpassung der 
Bezugsgrößen ändern. Die nachfolgend genannten Hinzuverdienstgrenzen gelten ab 01.07.2015: 
Hinzuverdienstgrenzen bei Altersrenten 
Wenn ein Rentner vor Erreichen der Regelaltersgrenze eine Vollrente bezieht, darf er monatlich bis zu 
450,00 € hinzuverdienen. Die Teilrente kann in Höhe von einem Drittel, der Hälfte oder zwei Dritteln der 
Vollrente bezogen werden. Dementsprechend ist die Hinzuverdienstgrenze unterschiedlich hoch und beträgt  

§ bei zwei Drittel der Vollrente das 0,13-fache, 
§ bei der Hälfte der Vollrente das 0,19-fache und 
§ bei einem Drittel der Vollrente das 0,25-fache 

der monatlichen Bezugsgröße vervielfältigt mit der Summe der Entgeltpunkte der letzten drei Kalenderjahre 
vor Beginn der ersten Rente wegen Alters, mindestens aber mit 1,5 Entgeltpunkten. Seit dem 01.01.2015 
beträgt die monatliche Bezugsgröße 2.835,00 € (West) und 2.415,00 € (Ost). 
Nachfolgend werden die ab dem 01.07.2015 gültigen Hinzuverdienstgrenzen dargestellt: 
 West Ost 
Vollrente 450,00 € 450,00 € 
2/3-Teilrente 552,83 € 511,95 € 
1/2-Teilrente 807,98 € 748,23 € 
1/3- Teilrente 1.063,13 € 984,51 € 
Die Hinzuverdienstgrenze darf zweimal pro Kalenderjahr bis zum doppelten Wert überschritten werden, ohne 
dass sich Auswirkungen auf die Rente ergeben. Dies gilt sowohl für Voll- als auch für Teilrentenbezieher. 
Erwerbsminderungsrenten 
Die Hinzuverdienstgrenzen werden grundsätzlich individuell berechnet. Maßgeblich sind auch hierbei die 
Rentenversicherungszeiten vor Eintritt der Erwerbsminderung sowie der Beschäftigungsort. 
Hinterbliebenenrenten 
Für Bezieher einer Hinterbliebenenrente gelten keine Hinzuverdienstgrenzen. Allerdings wird hier das 
Nettoeinkommen zu 40% auf die Rente angerechnet, vorausgesetzt der Freibetrag ist überschritten. Kinder, 
die Anspruch auf Waisenrente haben, erhöhen den Freibetrag. Bei Waisen entfällt ab dem 01.07.2015 die 
Anrechnung ihres eigenen Einkommens (zum Beispiel aus einem Nebenjob als Student). Die Freibeträge 
errechnen sich mit einer Formel, in der der aktuelle Rentenwert enthalten ist. Da sich der aktuelle Rentenwert 
grundsätzlich immer zum 01.07. eines Jahres ändert (sofern es zu einer Rentenerhöhung kommt), ändern 
sich auch die Freibeträge immer zum 01.07. eines Jahres. Für die Prüfung, welche Einkommensgrenzen 
(West/Ost) maßgebend sind, ist der gewöhnliche Aufenthalt des Berechtigten entscheidend. Die Freibeträge 
betragen seit dem 01.07.2015: 
 West Ost 
Freibetrag für Witwen- und Witwerrenten 774,14 € 714,12 € 
Erhöhungsbetrag für jedes Kind 163,58 € 151,48 € 
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B. Handlungserfordernisse im Zusammenhang mit dem Jahresende 

Jahresabschluss 2014 ist bis zum 31.12.2015 zu veröffentlichen 
Für Geschäftsjahre, die nach dem 31.12.2013 begonnen hatten, endet am 31.12.2015 die Frist zur 
Veröffentlichung des Jahresabschlusses, z. B. einer GmbH oder einer GmbH & Co. KG. Bis zu diesem 
Stichtag müssen diese Unternehmen ihren Jahresabschluss 2014 beim elektronischen Bundesanzeiger 
einreichen. 
Für Kleinstkapitalgesellschaften, die an zwei aufeinanderfolgenden Abschlussstichtagen zwei der folgenden 
Merkmale nicht überschreiten (Bilanzsumme bis 350.000 €, Umsatzerlöse bis 700.000 € und durchschnittlich 
10 beschäftigte Arbeitnehmer) sieht das Gesetz Erleichterungen vor. Neben Optionen zur Verringerung der 
Darstellungstiefe im Jahresabschluss kann zwischen normaler Offenlegung durch Veröffentlichung oder durch 
vereinfachte Hinterlegung gewählt werden. 
Kapitalgesellschaften und GmbH & Co. KGs müssen mit Ordnungsgeldern rechnen, wenn sie ihre 
Jahresabschlüsse nicht (rechtzeitig) einreichen. Das Bundesamt für Justiz wird die betroffenen Gesellschaften 
bei nicht fristgerechter Veröffentlichung von Amts wegen zur Einreichung auffordern. 
Das Ordnungsgeldverfahren bei Verstößen gegen die Vorschriften zur Offenlegung wurde in folgenden 
Punkten novelliert: 

§ Absenkung des Mindestordnungsgeldes: Bisher wurde größenunabhängig ein Ordnungsgeld von 
mindestens 2.500,00 € verhängt. Das Mindestordnungsgeld ist zukünftig größenabhängig und 
beträgt bei Kleinstkapitalgesellschaften 500,00 € und bei kleinen Kapitalgesellschaften 1.000,00 €, 
sofern die Sechswochenfrist zwar nicht eingehalten wird, die Offenlegung jedoch vor Tätigwerden 
des Bundesamtes für Justiz  nachgeholt wird. 

§ Recht auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand eingeführt: Wenn glaubhaft vorgetragen wird, dass 
ein unverschuldetes Hindernis der rechtzeitigen Offenlegung entgegen stand (z.B. schwere 
Erkrankung oder Tod des Geschäftsführers oder Verlust von Buchführungsunterlagen bei 
Hochwasser), wird auf Antrag zukünftig Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gewährt und auf das 
Ordnungsgeld verzichtet. Der Antrag ist binnen zwei Wochen nach Wegfall des Hindernisses 
schriftlich beim Bundesamt für Justiz zu stellen. Die Tatsachen zur Begründung des Antrags sind bei 
Antragstellung glaubhaft zu machen. 

E-Bilanz der Jahresabschluss 2014 ist elektronisch zu übermitteln 
Wie in 2013 bereits sind Bilanz (Handelsbilanz mit steuerlicher Überleitungsrechnung oder gesonderte 
Steuerbilanz) sowie Gewinn- und Verlustrechnung nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz elektronisch an 
die Finanzverwaltung zu übermitteln.  
Wird die E-Bilanz nicht übertragen, dann kann es zur Androhung und Festsetzung von Zwangsgeldern 
kommen. 
Die Übermittlung ist größenunabhängig. Ihr ist die jeweils für das entsprechende Geschäftsjahr gültige 
Steuertaxonomie zugrunde zulegen. Diese ist unter www.esteuer.de veröffentlicht. Die neuen Taxonomien 
sind für Wirtschaftsjahre ab 2016 zu verwenden, wobei es nicht beanstandet wird, wenn diese auch bereits für 
das Wirtschaftsjahr 2015 verwendet werden. 
Veränderungen, die sich aus Anpassungen der Steuertaxonomie ergeben, sollten bereits möglichst im 
Rahmen der laufenden Buchführung durch entsprechende Anpassung des Buchungsverhaltens berücksichtigt 
werden. 
Um Veränderungen zwischen der aktuellen Taxonomie und der Vor-Taxonomie einfach zu identifizieren, kann 
ein entsprechendes Vergleichsdokument unter www.esteuer.de abgerufen werden. 

Umsatzsteuervergütungsantrag für Vorsteuern aus anderen EU-Staaten 
Unternehmer, die zum Vorsteuerabzug berechtigt sind, können sich die für betriebliche Aufwendungen in 
einem anderen EU-Mitgliedstaat gezahlten Vorsteuern unter bestimmten Voraussetzungen erstatten lassen. 
Zuständige Behörde für den Vergütungsantrag ist das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt). Die 
Vergütungsanträge für das vergangene Jahr müssen bis spätestens 30.09. des Folgejahres beim 
Bundeszentralamt eingegangen sein. Die Antragsfrist ist eine Ausschlussfrist, die nur durch einen 
vollständigen, dem amtlichen Muster in allen Einzelheiten entsprechenden Antrag nebst Belegen gewahrt 
wird. 
Erstattungsanträge sind grundsätzlich elektronisch zu übermitteln. Dem Antrag sind alle Belege (Rechnungen 
mit entsprechendem Umsatzsteuerausweis) beizufügen, wenn das Entgelt für den Umsatz oder die Einfuhr 
mindestens 1.000,00 € bzw. bei Benzinrechnungen mindestens 250,00 € beträgt. Die Grenzbeträge variieren 
zwischen den einzelnen Staaten. Eine aktuelle Präferenzliste ist beim Bundeszentralamt für Steuern 
(www.bzst.de) erhältlich. Die Rechnungen müssen hochgeladen werden und sind elektronisch zu übermitteln. 
Zum Belegversand ist eine BZSt-Nummer notwendig. 
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Der Antrag auf Umsatzsteuer-/Vorsteuervergütung setzt bestimmte Mindesterstattungsbeträge voraus. Bei 
Anträgen, die an Deutschland und die übrigen EU-Staaten gestellt werden, muss die beantragte Vergütung 
beispielsweise mindestens 50,00 € betragen.  

Freistellungsaufträge ab 2016 nur noch mit Identifikationsnummer gültig 
Seit dem 01.01.2011 können Freistellungsaufträge nur unter Angabe der Steueridentifikationsnummer des 
Steuerzahlers und ggf. seiner Ehepartnerin geändert oder neu erteilt werden. 
Durch Änderung des Einkommensteuergesetzes verlieren bestehende Freistellungsaufträge ohne gültige 
steuerliche Identifikationsnummer (IdNr) ab 01.01.2016 ihre Gültigkeit. Es ist darauf zu achten, dass 
Freistellungsaufträge, die für einen unbefristeten Zeitraum erteilt wurden, zum 01.01.2016 ungültig werden, 
wenn diesen keine IdNr zugeordnet wird. Es muss kein neuer Freistellungsauftrag erteilt werden. Es reicht 
aus, wenn dem Institut, bei dem der Freistellungsauftrag vorliegt, vor Beginn des Jahres 2016 die IdNr 
mitgeteilt wird. 

Familienkasse verlangt ab 2016 zwei Identifikationsnummern 
Ab 2016 ist die Identifikationsnummer auch wichtig für den Bezug von Kindergeld. Um zu verhindern, dass 
mehrere Personen gleichzeitig Kindergeld für ein Kind beziehen, müssen Kindergeldberechtigte ihre eigene 
IdNr und die des Kindes/der Kinder der zuständigen Familienkasse mitteilen. 
Für Eltern, die bisher bereits Kindergeld bezogen haben, werden die Familienkassen es nicht beanstanden, 
wenn die Angaben spätestens im Laufe des Jahres 2016 gemeldet werden. Insofern werden 
Kindergeldzahlungen nicht eingestellt, sofern die Angaben nicht gleich zum 01.01.2016 vorliegen. 
Falls die eigene IdNr und/oder die des Kindes/der Kinder nicht bekannt sind, kann man diese über ein 
Eingabeformular unter www.bzst.de erneut anfordern. Dies geht auch telefonisch über die Hotline 0228 
4061240. Die Bearbeitungsdauer beträgt etwa vier Wochen. 

Streichung steuerfreier Veräußerungen bei Streubesitz < 10% geplant 
Das Bundesfinanzministerium hat am 21.07.2015 einen Entwurf zur Änderung des § 8b Abs. 2 KStG 
veröffentlicht. Geplant ist, die bisher für Kapitalgesellschaften bestehende Steuerfreiheit für Gewinne aus der 
Veräußerung von Anteilen zu streichen, wenn die Beteiligungsquote weniger als 10% beträgt („Streubesitz“). 
Damit würde die bereits im Frühjahr 2013 für Dividenden aus Streubesitzanteilen normierte Steuerpflicht auch 
auf die Gewinne aus dem Verkauf ausgeweitet. 
Dies betrifft vielfach Aktien- und Investmentdepots im Betriebsvermögen mittelständischer Unternehmen, die 
beispielsweise zur Finanzierung von Pensionen oder zur Geldanlage erworben wurden. 
Auch wenn die geplante Verschärfung beim Verkauf von Streubesitzanteilen im Referentenentwurf zum 
InvStRefG vom 18.12.2015 nicht mehr enthalten ist, ist nicht auszuschließen, dass die seit langem geplante 
Änderung doch Gesetz werden könnte. Insofern könnte es sinnvoll sein, Gewinne vorsorglich schon jetzt 
steuerfrei zu realisieren und dann die betreffenden Papiere erneut zu erwerben. Dass ein solches Vorgehen 
kein Gestaltungsmissbrauch ist, hat der BFH mehrfach entschieden. 

Abgeltungssteuer bei Darlehen zwischen nahen Angehörigen möglich 
Zunächst hatte der BFH mit Urteil vom 29.04.2014 die Besteuerung von Zinseinnahmen mit der 
Abgeltungsteuer zwischen nahen Angehörigen zugelassen, gleichzeitig wurde dieses Urteil durch 
Rechtsprechung vom 28.01.2015 aber relativiert und bei finanzieller Beherrschung ausgeschlossen. Danach 
können bei Darlehensverträgen dieser Personengruppe (die dem Fremdvergleich entsprechen müssen), die 
Zinseinkünfte künftig außerhalb von Konstellationen mit finanzieller Abhängigkeit mit der Abgeltungsteuer und 
nicht mit dem persönlichen Einkommensteuersatz besteuert werden.  

Reform der Erbschaft- und Schenkungsteuer 
Mit Urteil vom 17.12.2014 hat das Bundesverfassungsgericht entschieden, dass das aktuelle Erbschaft- und 
Schenkungsteuergesetz zumindest in Teilen bzgl. der Begünstigungen bei Betriebsvermögen 
verfassungswidrig ist. Ziel der Bundesregierung ist es, die vom BVerfG verworfenen Regelungen 
„minimalinvasiv“ zu ändern, sprich, am geltenden Recht nur das Notwendige zu verändern, um eine 
verfassungskonforme Rechtslage herzustellen. 
Seit dem 08.07.2015 liegt der Regierungsentwurf für eine Überarbeitung des geltenden Rechts vor. Da es 
derzeit noch immer erhebliche Differenzen über die Ausgestaltung der gesetzlichen Neuregelung zwischen 
Bundestag und Bundesrat gibt, wird sich die ursprünglich für Januar 2016 geplante Einführung der 
Neuregelungen verzögern. Zudem sollte die weitere Entwicklung sorgsam beobachtet werden, denn es sind 
noch viele Diskussionen im Gange und Einiges könnte bzw. wird sich noch ändern. 
Eine verlässliche rechtliche Grundlage für Überlegungen, ob Übertragungen von Betriebsvermögen möglichst 
noch vor dem Inkrafttreten der Neuerungen nach aktuell geltender Rechtslage vorzunehmen sind, gibt es also 
derzeit noch immer nicht. 
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Folgende Unterlagen können im Jahr 2016 vernichtet werden 
Nachstehend aufgeführte Buchführungsunterlagen können nach dem 31.12.2015 vernichtet werden: 
· Aufzeichnungen aus 2005 und früher. 
· Inventare, die bis zum 31.12.2005 aufgestellt worden sind. 
· Bücher, in denen die letzte Eintragung im Jahr 2005 oder früher erfolgt ist. 
· Jahresabschlüsse, Eröffnungsbilanzen und Lageberichte, die 2005 oder früher aufgestellt worden sind. 
· Buchungsbelege aus dem Jahr 2005 oder früher. 
· Empfangene Handels- oder Geschäftsbriefe und Kopien der abgesandten Handels- oder Geschäftsbriefe, 

die 2009 oder früher empfangen bzw. abgesandt wurden. 
· sonstige für die Besteuerung bedeutsame Unterlagen aus dem Jahr 2009 oder früher. 
Dabei sind die Fristen für die Steuerfestsetzungen zu beachten. 
Unterlagen dürfen nicht vernichtet werden, wenn sie von Bedeutung sind für eine begonnene Außenprüfung, 
für anhängige steuerstraf- oder bußgeldrechtliche Ermittlungen, für ein schwebendes oder auf Grund einer 
Außenprüfung zu erwartendes Rechtsbehelfsverfahren oder zur Begründung der Anträge an das Finanzamt 
und bei vorläufigen Steuerfestsetzungen. 
Es ist darauf zu achten, dass auch elektronisch erstellte Daten fristgerecht vorgehalten werden müssen. 
Natürliche Personen, deren Summe der positiven Einkünfte aus Überschusseinkünften (aus 
nichtselbständiger Arbeit, Kapitalvermögen, Vermietung und Verpachtung und sonstigen Einkünften) mehr als 
500.000 € im Kalenderjahr 2015 betragen hat, müssen ab 2016 die im Zusammenhang stehenden 
Aufzeichnungen und Unterlagen sechs Jahre aufbewahren. Bei Zusammenveranlagung sind die 
Feststellungen für jeden Ehegatten gesondert maßgebend. Die Verpflichtung entfällt erst mit Ablauf des 
fünften aufeinanderfolgenden Kalenderjahrs, in dem die Voraussetzungen nicht mehr erfüllt sind. 

Bestimmungen zur Inventur am Bilanzstichtag 
Alle Kaufleute, die nach den handelsrechtlichen oder steuerlichen Vorschriften Bücher führen und im Laufe 
des Wirtschaftsjahres keine permanente Inventur vornehmen, müssen zum Ende des Wirtschaftsjahres 
Bestandsaufnahmen vornehmen. Diese sind eine Voraussetzung für die Ordnungsmäßigkeit der Buchführung 
des Unternehmens. 
Steuerliche Teilwertabschreibungen können nur noch bei voraussichtlich dauernder Wertminderung 
vorgenommen werden. Diese Voraussetzungen müssen zu jedem Bilanzstichtag neu nachgewiesen werden. 
Das ist bei der Inventurdurchführung zu berücksichtigen. 
Die Bestandsaufnahmen sind grundsätzlich am Bilanzstichtag vorzunehmen. Aufgrund der oft sehr 
zeitaufwendigen Inventurarbeiten, insbesondere bei den Roh-, Hilfs-, und Betriebsstoffen, den Fabrikaten und 
Handelswaren, gibt es aber zeitliche Erleichterungen für die Inventurarbeiten: 
· Bei der zeitnahen Inventur können die Bestandsaufnahmen innerhalb von 10 Tagen vor oder nach dem 

Bilanzstichtag stattfinden. Zwischenzeitliche Bestandsveränderungen durch Einkäufe oder Verkäufe sind 
zuverlässig festzuhalten. 

· Bei der zeitlich verlegten Inventur können die Bestandsaufnahmen innerhalb der letzten drei Monate vor 
oder der ersten zwei Monate nach dem Bilanzstichtag vorgenommen werden. Diese Inventur erfordert 
eine wertmäßige Fortschreibung bzw. eine wertmäßige Rückrechnung der durch die Inventur ermittelten 
Bestände zum Bilanzstichtag. Eine nur mengenmäßige Fortschreibung bzw. Rückrechnung reicht nicht 
aus. Für Bestände, die durch Schwund, Verderb und ähnliche Vorgänge unvorhersehbare Abgänge 
erleiden können und für besonders wertvolle Güter ist nur die Stichtagsinventur zulässig. Zu beachten ist, 
dass Steuervergünstigungen (wie Verbrauchsfolgeverfahren), die auf die Zusammensetzung der Bestände 
am Bilanzstichtag abstellen, nicht in Anspruch genommen werden können. 

· Bei der Einlagerungsinventur mit automatisch gesteuerten Lagersystemen (z. B. nicht begehbare 
Hochregallager) erfolgt die Bestandsaufnahme laufend mit der Einlagerung der Ware. Soweit Teile des 
Lagers während des Geschäftsjahres nicht bewegt worden sind, bestehen Bedenken gegen diese 
Handhabung. 

· Das Stichproben-Inventurverfahren erlaubt eine Inventur mit Hilfe anerkannter mathematisch-statistischer 
Methoden auf Grund von Stichproben. Die Stichprobeninventur muss den Aussagewert einer 
konventionellen Inventur haben. Das ist der Fall, wenn ein Sicherheitsgrad von 95 % erreicht und relative 
Stichprobenfehler von 1 % des gesamten Buchwerts nicht überschritten werden. Hochwertige Güter und 
Gegenstände, die einem unkontrollierten Schwund unterliegen, sind nicht in dieses Verfahren 
einzubeziehen. 

· Das Festwertverfahren kann auf Sachanlagen und Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe angewendet werden. 
Voraussetzung ist, dass die Gegenstände im Gesamtwert für das Unternehmen von nachrangiger 
Bedeutung sind, sich der Bestand in Größe, Zusammensetzung und Wert kaum verändert und die 
Gegenstände regelmäßig ersetzt werden. Eine körperliche Inventur ist bei diesen Gegenständen in der 
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Regel alle drei Jahre oder bei wesentlichen Mengenänderungen sowie bei Änderung in der 
Zusammensetzung vorzunehmen. In Ausnahmefällen kann eine Inventur nach fünf Jahren ausreichen. 

· Wird das Verfahren der permanenten Inventur angewendet, ist darauf zu achten, dass bis zum 
Bilanzstichtag alle Vorräte nachweislich einmal aufgenommen worden sind. 

Bei der Bestandsaufnahme sind alle Wirtschaftsgüter lückenlos und vollständig zu erfassen. Die 
Aufzeichnungen sind so zu führen, dass eine spätere Nachprüfung möglich ist. Es ist zweckmäßig, die 
Bestandsaufnahmelisten so zu gliedern, dass sie den räumlich getrennt gelagerten Vorräten entsprechen. Der 
Lagerort der aufgenommenen Wirtschaftsgüter ist zu vermerken. Die Bestandsaufnahmelisten sind von den 
aufnehmenden Personen abzuzeichnen. Es kann organisatorisch notwendig sein, die Bestandsaufnahmen 
durch ansagende Personen und aufschreibende Mitarbeiter vorzunehmen. Inventuranweisungen, 
Aufnahmepläne, Originalaufzeichnungen und die spätere Reinschrift der Bestandsaufnahmelisten sind 
aufzubewahren. 
Fremde Vorräte, z. B. Kommissionswaren oder berechnete, vom Kunden noch nicht abgeholte Waren oder 
Fabrikate sind getrennt zu lagern, um Inventurfehler zu vermeiden. Fremdvorräte müssen nur erfasst werden, 
wenn der Eigentümer einen Nachweis verlangt. 
Eigene Vorräte sind immer zu erfassen. Das schließt minderwertige und mit Mängeln behaftete Vorräte 
ebenso ein wie rollende oder schwimmende Waren. Bei unfertigen Erzeugnissen muss zur späteren 
Ermittlung der Herstellungskosten der Fertigungsgrad angegeben werden. Das ist zur späteren Ermittlung der 
Herstellungskosten notwendig. 
Alle Forderungen und Verbindlichkeiten des Unternehmens sind durch Bestandsaufnahme zu erfassen. Das 
gilt auch für Besitz- und Schuldwechsel. Es sind entsprechende Saldenlisten zu erstellen. Bargeld in Haupt- 
und Nebenkassen ist durch durch Kassenaufnahme zu ermitteln. Postwertzeichen sind ebenfalls 
aufzunehmen. 

Überprüfung der Miethöhe zum 01.01.2016 bei verbilligter Vermietung 
Bei verbilligter Vermietung von Wohnungen sowohl an Angehörige als auch an fremde Dritte beträgt die 
Grenze 66 % der ortsüblichen Marktmiete. Deshalb ist Folgendes zu beachten: 
Beträgt die vereinbarte Miete mindestens 66 % der ortsüblichen Marktmiete, dann sind die mit den 
Mieteinnahmen zusammenhängenden Werbungskosten voll abzugsfähig. 
Liegt der Mietzins unterhalb von 66 % der ortsüblichen Marktmiete, können die Aufwendungen nur 
entsprechend dem entgeltlichen Anteil der Vermietung geltend gemacht werden. 
Aus diesem Grund sollten bestehende Mietverträge kurzfristig darauf geprüft werden, ob sie den üblichen 
Konditionen entsprechen und auch so durchgeführt werden. Dies gilt auch für die zu zahlenden Nebenkosten. 
Insbesondere sollte die Höhe der Miete geprüft und zum 01.01.2016 ggf. angepasst werden. Dabei empfiehlt 
es sich, nicht bis an die äußersten Grenzen heranzugehen. Eine Totalüberschussprognose ist in allen Fällen 
nicht mehr erforderlich. 
Bei der Höhe der Miete kommt es zwar auf die 66 %-Grenze an, aber der Mietvertrag muss insbesondere bei 
Vermietung an Angehörige einem Fremdvergleich (Vermietung an fremde Dritte) standhalten, weil er sonst 
steuerrechtlich nicht anerkannt wird. Die Mieten und Nebenkosten sollten von den Angehörigen pünktlich 
bezahlt werden. 

Überprüfung der Gesellschafter-Geschäftsführerbezüge vor dem 01.01.2016 
Bezüge der Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH sind spätestens nach Ablauf von drei Jahren auf ihre 
Angemessenheit zu überprüfen. Falls die Bezüge eines Gesellschafter-Geschäftsführers zuletzt im Jahr 2012 
für die Jahre 2013-2015 festgelegt worden sind, muss noch vor dem 01.01.2016 eine Neuberechnung 
erfolgen. 
Bei der Überprüfung der Angemessenheit des Geschäftsführergehalts werden folgende Gehaltsbestandteile 
mit berücksichtigt: Festgehalt, Zusatzvergütungen (z. B. Tantiemen, Gratifikationen), Pensionszusagen und 
Sachbezüge. Dabei müssen die einzelnen Gehaltsbestandteile sowie die Gesamtvergütung angemessen 
sein. Danach ist zu prüfen, ob auch ein fremder Geschäftsführer, der keine Beteiligung an der GmbH hält, 
diese Entlohnung für seine Tätigkeit erhalten hätte. Es kann auch notwendig sein, die Tantieme und die 
Gesamtbezüge - z. B. wegen weiterer Bezüge aus anderen Tätigkeiten - auf einen bestimmten Höchstbetrag 
zu begrenzen. Beschäftigt eine GmbH mehrere Geschäftsführer, müssen insbesondere bei kleinen 
Unternehmen ggf. Vergütungsabschläge vorgenommen werden. 
Damit die Vergütungen des Gesellschafter-Geschäftsführers als Betriebsausgaben berücksichtigt werden 
können, muss ein Anstellungsvertrag vorliegen. In diesem muss klar und eindeutig formuliert werden, welche 
Vergütungen der Gesellschafter-Geschäftsführer erhält. Fehlen diese Vereinbarungen, liegt eine verdeckte 
Gewinnausschüttung vor. 
Sowohl die Neufestsetzung als auch sämtliche Änderungen der Bezüge sind grundsätzlich im Voraus durch 
die Gesellschafterversammlung festzustellen. 
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Spenden: Vereinfachungen im Rahmen der Flüchtlingshilfe 
Das BMF hat die Bürokratieerfordernisse für Spenden zwischen dem 01.08.2015 und dem 31.12.2016 im 
Rahmen von Flüchtlingshilfsmaßnahmen vereinfacht. 
Für alle Sonderkonten, die von inländischen juristischen Personen des öffentlichen Rechts, inländischen 
öffentlichen Dienststellen oder von den amtlich anerkannten Verbänden der freien Wohlfahrtspflege 
einschließlich ihrer Mitgliedsorganisationen zur Förderung der Hilfe für Flüchtlinge eingerichtet wurden, gilt 
ohne betragsmäßige Beschränkung der vereinfachte Zuwendungsnachweis. Danach genügt in diesen Fällen 
als Nachweis der Bareinzahlungsbeleg oder die Buchungsbestätigung (z. B. Kontoauszug) eines 
Kreditinstitutes oder der PC-Ausdruck bei Online-Banking. 

Behandlung von Betriebsveranstaltungen 
Zuwendungen des Arbeitgebers an Arbeitnehmer bei Betriebsveranstaltungen gehören als Leistungen im 
ganz überwiegenden betrieblichen Interesse des Arbeitgebers nicht zum Arbeitslohn, wenn es sich um 
herkömmliche (übliche) Betriebsveranstaltungen und um bei diesen Veranstaltungen übliche Zuwendungen 
handelt. Übliche Zuwendungen bei einer Betriebsveranstaltung sind insbesondere Aufwendungen für den 
äußeren Rahmen (z. B. für Räume, Musik, Kegelbahn, für künstlerische und artistische Darbietungen), wenn 
die Darbietungen nicht der wesentliche Zweck der Betriebsveranstaltung sind. 
Der Gesetzgeber hat die bisherige Verwaltungsauffassung zum 01.01.2015 durch einen neuen Tatbestand im 
Einkommensteuergesetz ersetzt. Dabei wurde die Bemessungsgrundlage deutlich verbreitert, der seit 1993 
unveränderte Wert von 110 € aber nicht erhöht. Allerdings machte er aus der bisherigen Freigrenze einen 
Freibetrag. Seit dem 01.01.2015 gilt unter Berücksichtigung des neuen BMF-Anwendungsschreibens 
Folgendes: 
· Eine Betriebsveranstaltung liegt vor, wenn es sich um eine Veranstaltung auf betrieblicher Ebene mit 

gesellschaftlichem Charakter handelt. Die Veranstaltung muss allen Angehörigen des Betriebs, eines 
Teilbetriebs oder einer in sich geschlossenen betrieblichen Organisationseinheit (z. B. einer Abteilung) 
offen stehen. 

· Zuwendungen im Rahmen einer Betriebsveranstaltung sind alle Aufwendungen des Arbeitgebers inklusive 
Umsatzsteuer, und zwar unabhängig davon, ob sie einzelnen Arbeitnehmern individuell zurechenbar sind 
oder es sich um einen rechnerischen Anteil an den Kosten der Betriebsveranstaltung handelt, die der 
Arbeitgeber gegenüber Dritten für den äußeren Rahmen der Betriebsveranstaltung aufwendet. Die Kosten 
für eine Begleitperson werden dem Arbeitnehmer ebenfalls hinzugerechnet, ohne dass hierfür ein 
zusätzlicher Freibetrag gewährt wird. Eingerechnet werden müssen folgende Kosten: 

· Speisen, Getränke, Snacks 
· Übernachtungskosten bei mehrtätigen Veranstaltungen 
· Fahrtkosten, z.B. für Stadtrundfahrten 
· Eintrittskarten, Trinkgelder 
· Geschenke 
· Aufwendungen für äußeren Rahmen, z.B. Künstler, Musiker, Deko, Raummiete 
· Sonstige Kosten wie Security, Sanitäter, Versicherungen 

Nicht einzurechnen sind folgende Kosten: 

· (An- )Reisekosten von Außendienstmitarbeitern und Arbeitnehmern von anderen Standorten 
sowie deren Übernachtungskosten 

· Eigene Personalkosten für Vorbereitung und Abwicklung 
· Rechnerische Selbstkosten des Arbeitgebers (z.B. Lohnbuchhaltung) 

· Soweit solche Zuwendungen den Betrag von 110 € (einschließlich Umsatzsteuer) je Betriebsveranstaltung 
und teilnehmendem Arbeitnehmer nicht übersteigen, bleiben sie beim Arbeitnehmer (wegen des 
Freibetrags) steuerlich unberücksichtigt. 

· Zuwendungen bis 110 € bleiben steuerfrei, soweit ein Arbeitnehmer an nicht mehr als zwei 
Betriebsveranstaltungen pro Jahr teilnimmt. Übersteigen die Kosten für eine von zwei 
Betriebsveranstaltungen den Freibetrag von 110 € und/oder nimmt ein Arbeitnehmer an weiteren 
Betriebsveranstaltungen teil, sind die insoweit anfallenden zusätzlichen Kosten über 110,00 € 
steuerpflichtig. Die Vorsteuer ist zudem für diesen übersteigenden Anteil nicht abziehbar. 

Der Arbeitgeber kann diesen Arbeitslohn ggf. pauschal versteuern. 

Geschenke an Geschäftsfreunde 
Für den Abzug von Aufwendungen für Geschenke an Geschäftsfreunde als Betriebsausgaben sind 
insbesondere die folgenden Punkte von Bedeutung: 
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· Geschenke an Geschäftsfreunde sind nur bis zu einem Wert von 35 € netto (ohne Umsatzsteuer) pro Jahr 
und pro Empfänger abzugsfähig. Nichtabziehbare Vorsteuer (z. B. bei Versicherungsvertretern, Ärzten) ist 
in die Ermittlung der Wertgrenze mit einzubeziehen. In diesen Fällen darf der Bruttobetrag (inklusive 
Umsatzsteuer) nicht mehr als 35 € betragen. 

· Es muss eine ordnungsgemäße Rechnung vorhanden sein, auf der der Name des Empfängers vermerkt 
ist. Bei Rechnungen mit vielen Positionen sollte eine gesonderte Geschenkeliste mit den Namen der 
Empfänger sowie der Art und der Betragshöhe des Geschenks gefertigt werden. 

· Schließlich müssen diese Aufwendungen auf ein gesondertes Konto der Buchführung „Geschenke an 
Geschäftsfreunde“, getrennt von allen anderen Kosten, gebucht werden. 

Überschreitet die Wertgrenze sämtlicher Geschenke pro Person und pro Wirtschaftsjahr den Betrag von 35 € 
oder werden die formellen Voraussetzungen nicht beachtet, sind die Geschenke an diese Personen 
insgesamt nicht abzugsfähig. 
Kranzspenden und Zugaben sind keine Geschenke und dürfen deshalb auch nicht auf das Konto „Geschenke 
an Geschäftsfreunde“ gebucht werden. In diesen Fällen sollte ein Konto „Kranzspenden und Zugaben“ 
eingerichtet werden. 
Unternehmer haben bei betrieblich veranlassten Sachzuwendungen und Geschenken die Möglichkeit, eine 
Pauschalsteuer von 30 % (zuzüglich Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer) auf die Selbstkosten 
zuzüglich Umsatzsteuer zu leisten. Die Pauschalierung ist ausgeschlossen, soweit die Aufwendungen je 
Empfänger und Wirtschaftsjahr oder je Einzelzuwendung 10 T€ übersteigen. Die Zuwendungen sind 
aufzuzeichnen, auch um diese Grenze prüfen zu können. Als Folge der Pauschalversteuerung durch den 
Zuwendenden muss der Empfänger die Zuwendung nicht versteuern. 
In einem koordinierten Ländererlass hat die Finanzverwaltung zur Anwendung der Pauschalierung Stellung 
genommen. Danach ist u. a. Folgendes zu beachten: 
· Grundsätzlich ist das Wahlrecht zur Anwendung der Pauschalierung der Einkommensteuer für alle 

innerhalb eines Wirtschaftsjahres gewährten Zuwendungen einheitlich auszuüben. Es ist jedoch zulässig, 
die Pauschalierung jeweils gesondert für Zuwendungen an Dritte (z. B. Geschäftsfreunde und deren 
Arbeitnehmer) und an eigene Arbeitnehmer anzuwenden. 

· Streuwerbeartikel (Sachzuwendungen bis 10 €) müssen nicht in die Bemessungsgrundlage der 
Pauschalierung einbezogen werden, werden also nicht besteuert. 

· Bei der Prüfung, ob Aufwendungen für Geschenke an einen Nichtarbeitnehmer die Freigrenze von 35 € 
pro Wirtschaftsjahr übersteigen, ist die übernommene Steuer nicht mit einzubeziehen. Die Abziehbarkeit 
der Pauschalsteuer als Betriebsausgabe richtet sich danach, ob die Aufwendungen für die Zuwendung 
selbst als Betriebsausgabe abziehbar sind. 

· Die Pauschalierung begründet keine weitere eigenständige Einkunftsart, sondern stellt lediglich eine 
besondere pauschalierende Erhebungsform der Einkommensteuer dar, so dass deren Anwendung 
voraussetzt, dass Zuwendungen oder Geschenke dem Empfänger im Rahmen einer der 
Einkommensteuer unterliegenden Einkunftsart zufließen. Daher brauchen Sachzuwendungen an 
Empfänger, die im Inland weder beschränkt noch unbeschränkt steuerpflichtig sind, sowie an Privatkunden 
nicht versteuert zu werden. 

· Der Unternehmer muss den Zuwendungsempfänger darüber informieren, dass er die Pauschalierung 
anwendet. Eine besondere Form ist dafür nicht vorgeschrieben. 

Nach einer Verfügung der Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main müssen bloße Aufmerksamkeiten 
(Sachzuwendungen aus Anlass eines besonderen persönlichen Ereignisses, wie Geburtstag, Jubiläum) mit 
einem Wert bis zu 60 € (inklusive Umsatzsteuer) nicht mehr in die Bemessungsgrundlage der Pauschalsteuer 
einbezogen werden. 

Künstlersozialabgabe: Änderungen seit 2015 
Wer selbstständige Künstler beschäftigt, muss an die Sozialversicherung Künstlersozialabgabe entrichten. Sie 
beträgt seit dem Kalenderjahr 2014 5,2% und ist auch in 2016 unverändert. 
Seit dem 01.01.2015 ist das Künstlersozialabgabestabilisierungsgesetz in Kraft getreten. Die wichtigsten 
Änderungen, die erstmals in der bis zum 31.03.2016 abzugebenden Meldung für das Kalenderjahr 2015 
anzuwenden sind, sind: 
Geringfügigkeitsgrenze 
Für Eigenwerber und für Unternehmen, die der Abgabepflicht nach der Generalklausel unterliegen, wurde 
eine Geringfügigkeitsgrenze eingeführt. Danach sind diese Unternehmen nur noch abgabepflichtig, wenn die 
Summe der gezahlten Entgelte in einem Kalenderjahr 450 € übersteigt. Für die typischen Verwerter gilt die 
Geringfügigkeitsgrenze nicht. 
Die Pflicht der Unternehmen, entsprechende Aufzeichnungen zu führen, bleibt bestehen. 
Betriebsprüfungen 
Die Künstlersozialabgabe wird seit 2015 zusammen mit dem Gesamtsozialversicherungsbeitrag von den 
Trägern der Deutschen Rentenversicherung (DRV) geprüft. Arbeitgeber, die bereits 
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künstlersozialabgabepflichtig sind oder solche mit mehr als 19 Beschäftigten, werden mindestens alle 
vier Jahre geprüft. Arbeitgeber mit weniger als 20 Beschäftigten werden nur dann geprüft, wenn sie zu einem 
jährlich festzulegenden Prüfkontingent gehören, darüber hinaus nur, wenn sie nach Beratung durch die Träger 
der DRV keine schriftliche Bestätigung abgeben, dass relevante Sachverhalte der Künstlersozialkasse 
gemeldet werden. Die jeweilige Prüfung der Arbeitgeber umfasst alle Haupt- und Unterbetriebe. Zur 
Durchführung von branchenspezifischen Schwerpunktprüfungen und anlassbezogenen Prüfungen hat die 
Künstlersozialkasse zusätzlich ein eigenes Prüfrecht erhalten. 
Bußgelder 
Für Verstöße gegen die Melde-, Auskunfts- oder Vorlagepflicht sowie gegen die Aufzeichnungspflicht beträgt 
der Bußgeldrahmen nunmehr einheitlich 50.000 €. 

Gesetzlicher Mindestlohn: Dokumentationspflichten 
In Deutschland gilt ein flächendeckender gesetzlicher Mindestlohn von brutto EUR 8,50 je Zeitstunde. Für 
Minijobber und bestimmte Branchen fordert das Mindestlohngesetz spezielle Melde- und 
Dokumentationspflichten. 
Neben den Pflichten bei Minijobbern haben Arbeitgeber bestimmter, in § 2a 
Schwarzarbeiterbekämpfungsgesetz genannter Branchen (Baugewerbe, Gaststätten- und 
Beherbergungsgewerbe, Personenbeförderungsgewerbe, Speditions-, Transport- und damit verbundene 
Logistikgewerbe, Schaustellergewerbe, Unternehmen der Forstwirtschaft, Auf- und Abbau von Messen und 
Ausstellungen und  Fleischwirtschaft) seit dem 01.01.2015 zusätzliche Aufzeichnungspflichten. Arbeitgeber in 
diesen Branchen müssen für alle Arbeitnehmer Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit 
aufzeichnen. Die Aufzeichnungen sind mindestens zwei Jahre lang aufzubewahren. Diese Aufzeichnungen 
müssen spätestens bis zum Ablauf des siebten auf den Tag der Arbeitsleistung folgenden Kalendertages 
erfolgen. 
Die Mindestlohndokumentationspflichten-Verordnung (MiloDokV) in der Fassung vom 29.07.2015 befreit 
Arbeitnehmergruppen mit Wirkung vom 01.08.2015 von bestimmten Dokumentationspflichten, wenn auf 
Grund der Ausgestaltung und des Vollzugs ihres Arbeitsvertrages kein nennenswertes Risiko eines 
Mindestlohnverstoßes vorliegt. Dies ist dann der Fall, wenn der 
· Arbeitnehmer ein verstetigtes regelmäßiges Monatsentgelt über brutto EUR°2.958,00 erhält 
· Arbeitnehmer ein verstetigtes regelmäßiges Monatsentgelt über brutto EUR 2.000,00 erhält und der 

Arbeitgeber dieses Monatsentgelt für die letzten zwölf Monate nachweislich gezahlt hat (Zeiten ohne 
Anspruch auf Arbeitsentgelt bleiben bei der Berechnung des Zeitraums von zwölf Monaten 
unberücksichtigt) 

· für beschäftigte enge Familienangehörige 
Für Arbeitnehmer mit ausschließlich mobilen Tätigkeiten (z.B. Paketzusteller), ist die Aufzeichnung der Dauer 
der täglichen Arbeitszeit ausreichend, so dass Beginn und Ende der Arbeitszeit nicht erfasst werden müssen. 
Der Arbeitnehmer darf in diesen Fällen seine Arbeitszeit auch eigenverantwortlich einteilen. 
Bei Pflichtverstößen droht ein Bußgeld bis zu 30.000,00 €. Geldbußen von mehr als 200,00 € werden in das 
Gewerbezentralregister eingetragen. Bei einer Geldbuße von mindestens 2.500,00 € kann ein Unternehmen 
zeitweise von der Teilnahme am Wettbewerb um öffentliche Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsaufträge 
ausgeschlossen werden. 
Die Aufzeichnungspflicht bezieht sich auf die tatsächlich erbrachte und nicht die vereinbarte bzw. geplante 
Arbeitszeit. Dienstpläne reichen insofern nicht aus. Vorschriften, in welcher Form die Unterlagen geführt 
werden müssen, gibt es bislang nicht. Ohne elektronische Zeiterfassung dürften beispielsweise Einträge in 
Kalendern oder Listen genügen, am besten mit Vermerk des Aufzeichnungsdatums. Pausenzeiten, die nicht 
als Arbeitszeiten gelten, sind abzuziehen. Eine Unterzeichnung durch den Arbeitnehmer ist gesetzlich nicht 
vorgeschrieben, kann aber Streitigkeiten vermeiden. 
Der gesetzliche Mindestlohn ist nicht auf Kinder und Jugendliche im Sinne des Jugendarbeitsschutzgesetzes 
ohne abgeschlossene Berufsausbildung anzuwenden. Auszubildende sind ebenfalls nicht vom 
Anwendungsbereich des Mindestlohngesetzes betroffen. 
Ehrenamtlich Tätige stellen ein großes Problem dar. Entscheidendes Kriterium für die Abgrenzung zwischen 
einer ehrenamtlichen Tätigkeit und einem Arbeitsverhältnis war bislang, ob die betreffende Person eine 
Vergütung für ihre Tätigkeit erwartet. Es steht zwar fest, dass der Gesetzgeber die ehrenamtliche Tätigkeit 
nicht dem Mindestlohn unterwerfen wollte, aber die Gesetzesgrundlage fehlt. Am 23.02.2015 erklärte die 
Bundesministerin für Arbeit und Soziales, dass Vertragsamateure im Bereich des Breitensports nicht dem 
gesetzlichen Mindestlohn unterliegen. Dies solle auch gelten, wenn Vertragsamateure als geringfügig 
Beschäftigte angemeldet sind. In möglichen Gerichtsverfahren entfaltet die Stellungnahme des BMAS keine 
Bindungswirkung. Die Gerichte sind verpflichtet, unabhängig und allein am Gesetz ausgerichtet, den Einzelfall 
zu entscheiden. 

 
 
Alle Angaben nach bestem Wissen, aber ohne Gewähr 


